- 13 -

Rede
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der F.D.P.-Bundestagsfraktion

Dr. Klaus Kinkel

zum Thema

„Liberale werden gebraucht – im Bund und in Europa“

gehalten auf dem 93. ord. Parteitag der 

F.D.P./DVP Baden-Württemberg

am 5. Januar 2001

in Stuttgart
Sperrfrist: Redebeginn

Es gilt das gesprochene Wort!

Anrede!

Der Beginn des neuen Jahres ist mit dem Dreikönigstreffen und dem Landesparteitag für uns Liberale der Startschuß in ein ganz wichtiges Wahljahr.

Wir haben uns vorgenommen, am 25. März unser letztes schon gutes Wahlergebnis zu übertreffen und zweistellig in den baden-württembergischen Landtag einzuziehen. 

Ich bin absolut sicher, dass uns das gelingen wird, und ich werde meinen Anteil dazu beitragen.

Die hervorragende Arbeit unserer Mannschaft unter Walter Döring, Ulrich Goll und Ernst Pfister in der Regierung und im Landtag wird von den Bürgern dieses Landes anerkannt und zeigt zugleich, die Liberalen werden im Land Baden-Württemberg gebraucht, aber vor allem auch im Bund und in Europa.

Ein wesentlicher Grund dafür ist, dass die Politik, die heute in Berlin gemacht wird, flache Wurzeln hat und leicht umgeblasen werden kann. 

Eine Riesenchance für die F.D.P.

Im Novemberheft des „Merkur“ und in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ haben sich Jan Ross, Ralf Dahrendorf und Arnulf Baring auf eine bemerkenswerte Art und Weise mit dem Phänomen der „Flachwurzligkeit“ der Politik beschäftigt. 

Sie sprechen davon, dass sich die Politik seit Herbst 1998 unverhältnismäßig beschleunigt hat, unruhiger geworden ist, stimmungsanfällig, mit fiebrigen Popularitätskurven und schlagartigem Themenwechsel.

Nach dem rot-grünen Erdrutschsieg schien die CDU auf Jahre zur Ohnmacht verdammt zu sein; einige Monate danach war sie mehr als erholt und gewann eine Landtagswahl nach der anderen.

Die Spendenaffäre kippte wieder alles in die andere Richtung.

Im Sommer strotzte der Kanzler vor Kraft, doch das Rentenfiasko die Ökosteuer, die Benzinpreiserhöhungen und die BSE-Krise haben Rot-Grün schnell wieder grau werden lassen.

Kaum je in der Geschichte der Bundesrepublik ist die Fieberkurve in einer halben Legislaturperiode so auf- und abgegangen:

Oskar Lafontaine ist im Nichts verschwunden; Angela Merkel ist wie von Zauberhand auf den Thron gehoben worden.

Ausgerechnet der spröde Hans Eichel wurde zur Kultfigur, und das gute Landtagswahlergebnis in Nordrhein-Westfalen und feurige Re​den von Jürgen Möllemann haben seine Aussage der 18 % aus der Witzsphäre in den Bereich ernsthafter Diskussion getragen.

Mit atemberaubender Geschwindigkeit entfernen die Parteien sich von ihren Ursprüngen und stellen ihr Image, ihre Ideologie und ihre Identität zur Disposition:

- Die SPD ist nicht mehr Schutzpatron der kleinen Leute.

- Die Grünen haben ihrem Pazifismus im Kosovo-Krieg abgeschworen.

- Durch schwarze Kassen ist die Glaubwürdigkeit und der Solidaritätsbonus der CDU dahin.

- Und die F.D.P.: Lange Zeit treu an der Seite der CDU/CSU, ist sie heute durchaus offen in der Koalitionsfrage und träumt von den Verlockungen einer Verwandlung in eine dritte Volkspartei.

Etwas Handstreichartiges hat in der Politik Einzug gehalten.

Man erlebt Blitzsiege und Frontwechsel über Nacht, eine gelegentliche Ahnung unbegrenzter Möglichkeiten, die jedoch selten zu be​lastbarer Wirklichkeit werden.

Daher erweckt Rot-Grün trotz aller Erfolge den Eindruck von Fragilität, und der Bundeskanzler wirkt mit seiner Regierung eher maskenhaft, unecht, ja manchmal sogar irreal.

Was viele empfinden, spricht die Baring-Analyse besonders deutlich aus: Es wirkt schon fast spiessig und kleinkariert, noch einmal – wie jetzt im „Stern“ geschehen – an die Straßenkämpfervergangenheit des mittlerweile so staatstragenden Außenministers zu erinnern, an den Antikapitalismus der Juso-Tage des jetzigen Autokanzlers und Vorstands-vorsitzenden der Deutschland-AG, an die komplette Blamage der Linken bei der Wiedervereinigung.

Aber: Die Nichts-gilt-mehr-Stimmung, die in der Bundesrepublik grassiert, besitzt im Konvertitentum an höchster Stelle ihr Vorbild und ihren symbolischen Ausdruck.

Darf man darüber nicht mehr sprechen?

Ich meine doch.

Ja, es ist richtig: die Politik, die heute in Berlin gemacht wird, leidet an Oberflächlichkeit, Beliebigkeit, vor allem aber an Flachwurzligkeit.

Anrede!

Und hier, liebe Parteifreunde, liegt eine Goldgrube und zugleich die große Chance der Liberalen, tiefer zu graben, grundsätzlich an die Zukunftsfragen unserer Gesellschaft ranzugehen, mehr als oberflächliches Themenabarbeiten zu bieten.

Wir müssen die Meinungsführerschaft in den großen gesellschaftspolitischen Fragen übernehmen wie Einwanderung, Steuerpolitik, Staatsangehörigkeit, Privatisierung, Erneuerung der sozialen Markt-wirtschaft.

Anrede! 

Aber auch in einer so brennenden Frage wie der Sterbehilfe muß die F.D.P. Farbe bekennen: Für eine Gesellschaft mit menschlichem Antlitz!

Und natürlich vor allem auch auf dem Gebiet der Bildung, dem Zukunftsthema.

Die Globalisierung läßt neue wirtschaftliche, politische und soziale Kräfte entstehen, die alle herkömmlichen Grenzen sprengen.

Zugleich entstehen Gefahren, gesellschafts-politische Probleme.

Darauf muß sich die F.D.P. stürzen.

Da liegen die freiheitsbeschränkenden Gefahren heute in unserer Gesellschaft, kaum noch in der klassischen Innen- und Rechtspolitik.

Dass bei der Globalisierung nicht alles nur der herrschenden Klasse zugute kommt, dass die neue globale Klasse nicht nur 1 –2 Prozent der Bevölkerung umfaßt; dass die neue Wissensgesell-schaft vielmehr möglichst viele Menschen erreicht, auch und gerade in der 3. Welt, das ist auch eine große Aufgabe für Liberale.

Und das paßt doch voll und ganz in unsere Auffassung von Freiheit und Verantwortung.

Der alte, bürokratische Staat, die etablierten Verwaltungseliten müssen zurückgedrängt werden. 

Ohne neoliberale Wirtschaftspolitik gibt es die neue, grenzenlose Wissensgesellschaft nicht.

Wir brauchen eine optimistische, hoffnungsvolle Stimmung; Begriffe wie Flexibilität, Risiko müssen ins Positive gewandt werden.

Bedrohung steht nicht im Vordergrund, sondern Chance.

Wir müssen die Menschen ermutigen, selbst etwas zu tun, von der Abhängigkeitskultur des Wohlfahrtsstaates wegzukommen und Initiative, Kreativität, Innovation und junges Unternehmertum in den Vordergrund zu stellen.

Und natürlich auch dafür sorgen, dass die Ausgeschlossenen ihre Chance erhalten - denn ohne Möglichkeit zur Teilnahme gibt es keine offene Gesellschaft!

Da hat Dahrendorf mehr als recht. 

Anrede!

Die Liberalen werden aber vor allem auch gebraucht in der Außenpolitik, in Europa.

Die Außenpolitik, unsere Domäne, leidet in besonderer Weise an Flachwurzligkeit.

Wo bleibt die Revitalisierung der deutsch-amerikanischen Beziehungen?

Wo die saubere Analyse der Präsidenten-Wahlen?

Wo die Unterstützung für die deutsche Wirtschaft im Ausland?

Wo bleibt die 3. Welt-Politik, die Mitleidensfähigkeit für Afrika?

Wo die früher großkotzig angekündigte Menschenrechtspolitik?

Als Teppichvorleger in Taschentuchgröße ist unser Armani-Außenminister in Menschenrechtsfragen gelandet. 

Hier müssen wir dem Bürger die Augen öffnen, liebe Freunde!

Es muß für uns Liberale ein absolut zentrales Anliegen sein, die eingetretene Europa-Schläfrigkeit wieder in Europa-Aufgeschlossenheit, ja: Europa-Begeisterung zu verwandeln.

Wir müssen dafür sorgen, dass – um Präsident Herzog zu zitieren - ein Ruck durch Europa geht.

Die Europa-Politik der Bundesregierung und ihrer Partei dümpelt dahin, ist viel zu technokratisch, seelenlos, alles andere als begeisternd, mitreißend. 

Die europäische Idee muß dort verankert werden, wo sie hingehört: in den Köpfen und Herzen der Menschen in Europa.

Dazu brauchen wir die F.D.P. – in Baden-Württemberg, im Bund und in Europa.

Die F.D.P. ist und bleibt  d i e  Europa-Partei in Deutschland!

Wir haben bei der Erfolgsstory europäische Integration an entscheidenden Kapiteln mitgeschrieben.

Es waren liberale Außenminister, die mit dafür gesorgt haben, dass die Weichen an entscheidenden Punkten des gemeinsamen europäischen Weges richtig gestellt wurden.

Dieses Europa ist kein BSE-Moloch, der die Menschen bedroht.

Europa bringt den Menschen ganz konkrete Vorteile.

Allein hier in Baden-Württemberg:

Wir sind ein Grenzland – mit über 650 km Außengrenze.

Wir sind das Export-Land Nummer 1 in Deutschland.

Etwa 71,8 % aller baden-württembergischen Importe und rund 64,9 % aller baden-württembergischen Exporte stammen aus oder gehen in Länder Europas.

Ca. 9,4 % der Ausfuhren und 11,2 % der Einfuhren werden mit Unternehmen in den Staaten Mittel- und Osteuropas abgewickelt.

Wir haben europaorientierte Hochschulen.

Wir haben erfolgreiche Euregios und im Rahmen des INTERREG-Programms der EU andere mit europäischen Geldern geförderte Grenzraum-Projekte mit den Nachbarstaaten.
Bürgernahe Projekte – das ist gelebtes, praktiziertes Europa!

Der Gipfel in Nizza im Dezember war eine große Chance.

Sie wurde vertan.

Nizza war leider alles andere als ein Lehrstück der europäischen Integration.

Die Franzosen haben sich nach einer enttäuschenden Präsidentschaft viel zu sehr von ihren innenpolitischen Interessen leiten lassen.

Aber nicht nur die Franzosen: Auch sonst wirkte auf dem Gipfel keiner der Beteiligten so, als sei er wirklich interessiert daran, der europäischen Integration den dringend benötigten neuen Schub zu geben.

Im Gegenteil: Alle kamen anschließend nach Hause und ließen sich als Sieger feiern, weil sie nationale Interessen gegenüber den anderen bewahrt haben.

Nur leider ist Europa dabei in vielen Bereichen auf der Strecke geblieben.

Das Nizza-Ergebnis war leider mehr als mager, flachwurzlig eben: 

Die Entscheidungsverfahren sind noch komplizierter geworden, bei den wichtigsten Fragen wurde am Einstimmigkeitszwang festgehalten, und die Frage der Zusammensetzung der Kommission wurde faktisch um Jahre vertagt.

Also: 

· kein neues Kapitel der europäischen Erfolgsstory 

-
zu wenig, um daraus neuen Schwung für die Integration abzuleiten.

Das lag und liegt auch an Deutschland!

Die Bundesregierung führt in der Europapolitik nicht.

Und hat die so zentral wichtige Zusammenarbeit mit Frankreich sträflich vernachlässigt oder versteckt sich hinter Frankreich.

Der Bundesaußenminister hat mit seiner Berliner Rede im Mai immerhin Visionen für Europa präsentiert.

Aber Fischers Visionen sind abgehoben, theoretisch.

Sie waren mit den Partnern – vor allem in Paris – nicht abgestimmt und haben dort im Vorfeld des wichtigen Gipfels schwere Irritationen hervorgerufen.

Fischer wurde von seinem französischen Kollegen Védrine als „Flötenspieler“ bezeichnet – und auch die Franzosen kennen den Rattenfänger von Hameln ganz genau!

Der Flötenspieler pfeift ganz offensichtlich lieber visionäre Sinfonien, statt sich mit der täglichen Kärrner-Arbeit des Integrationsgeschäfts zu beschäftigen.

Der Außenminister bohrt nicht beständig und ausdauernd dicke Bretter – wie das in Europa notwendig ist.

Er bewegt sich im Wolkenkuckucksheim und geht damit wohl auch dem Kanzler auf die Nerven.

Beide sind in der Außenpolitik zu so wichtigen tragfähigen persönlichen Beziehungen nicht in der Lage, und ihre Außenpolitik ist rücksichts-, vor allem aber seelenlos.

Siehe Österreich!

Hier wurde nicht nur ein ganzes Volk mehr als ein halbes Jahr lang mit dem Sanktions-Kasperletheater in die Ecke gestellt, weil es eine Regierung gewählt hatte, die den EU-Partnern nicht passte.

Hier wurde ein kleiner EU-Partner brüskiert, wurde ihm gesagt, nach wessen Geige er im Konzert der Großen zu tanzen hat!

Die Strafe folgte auf dem Fuße.

Auch bei den in der Mehrzahl ja ebenfalls kleinen EU-Beitrittskandidaten in Mittel- und Osteuropa hat das schwere Irritationen hervorgerufen.

Nein, liebe Freunde, wenn das, was die Bundesregierung gegenüber Österreich praktiziert hat, die Seele Europas ist, dann kann ich die Europa-Skeptiker verstehen!

Das wäre unter einem liberalen Außenminister niemals geschehen.

Gerade Deutschland hat sich immer als Partner der mittleren und kleinen EU-Länder verstanden.

Jetzt wird Nizza – unverständlicherweise auch von Herrn Stoiber – so interpretiert, als könnte auf der Grundlage des Gipfelergebnisses die Osterweiterung der Europäischen Union in Angriff genommen werden.

Wir Liberalen haben da unsere erheblichen Zweifel.

Weil wir es für verantwortungslos halten, die Erweiterung auf einem nicht tragfähigen Reformwerk aufzubauen.

Und weil wir die europäischen Regierungen und ganz besonders die rot-grüne Bundesregierung nicht aus der Pflicht entlassen wollen, bei den EU-Reformen nachzulegen.

Wir wollen einen neuen Gipfel spätestens im nächsten Jahr, der die EU wirklich handlungsfähiger und bürgernäher umgestalten soll, damit die Osterweiterung dann nicht nur ohne Verzögerung, sondern auch ohne eine Gefährdung des gesamten Einigungswerks vorge​nommen werden kann 

Die Osterweiterung darf nicht verzögert werden. 

Die Erweiterung ist die Jahrhundertchance.

Die Union wird sich schon sehr bald um 100 Mio Bürger vergrößern – und den Binnenmarkt um nationale Märkte erweitern.

Das wird die Position unseres Kontinents im weltweiten Wettbewerb mit Asien und Nordamerika mittelfristig enorm stärken.

Wir haben jetzt die einmalige Chance, nach den historischen Umwälzungen von vor 10 Jahren und dem Fall des Eisernen Vorhangs endlich das ganze Europa zu bauen.

Die Menschen in den mittel- und osteuropäischen Staaten haben mit den Revolutionen vor 10 Jahren ihr Schicksal in die eigenen Hände genommen.

Wir hatten ihnen immer zugerufen: „Werft den Kommunismus ab, kommt zu uns!“

Gerade wir Deutsche können und dürfen sie jetzt nicht enttäuschen.

Nicht nur, weil das ungerecht, falsch und unhistorisch wäre, sondern auch, weil das unseren ureigenen Interessen widersprechen würde.

Am wichtigsten aber ist, dass das Thema Osterweiterung den Menschen nahe gebracht wird.

Laut Umfragen sind heute nur 20 % der Deutschen an der Osterweiterung überhaupt interessiert, nur etwa jeder Vierte hält die Aufnahme neuer Mitglieder in die EU für wichtig.

Wenn die Menschen kein Interesse, keine Begeisterung aufbringen, werden die Oberbedenkenträger sich am Ende durchsetzen.

Aber wie die Menschen interessieren?

Ein Referendum wäre grottenfalsch. 

Sicher kann eine Europäische Verfassung – ein neues Identifikationsmittel für die Bürger werden.

Die Grundrechts-Charta als mögliche Vorstufe für eine Verfassung ist ein guter erster Schritt.

Die Kommission unter unserem Alt-Bundespräsidenten Herzog hat ausgezeichnete Arbeit geleistet.

Aber: Bei der Verfassung sollte über ein Referendum nachgedacht werden.

Ja, die unterschwelligen Sorgen und Ängste in den gegenwärtigen Mitgliedsländern und auch bei uns in Deutschland über möglichen zusätzlichen Druck auf den Arbeitsmarkt und über die Kosten der Erweiterung müssen ernst genommen werden. 

Wo sie berechtigt sind, muss man politisch gegensteuern, etwa mit längeren Übergangsfristen für die Beitrittsländern bei der Freizü​gigkeit von Arbeitskräften. 

Wo sie unberechtigt sind, muss man informieren und aufklären, etwa bei den Kosten der Erweiterung, die vom wirtschaftlichen und politischen Nutzen bei weitem aufgewogen werden. 

Deshalb ist es gut, dass Walter Döring im nächsten Jahr in Baden-Württemberg eine Informations- und Akzeptanzkampagne für die Osterweiterung starten will.

Eine solche läuft hier seit 4 Jahren mit Erfolg zum Thema Euro.

Wir brauchen so etwas jetzt auch in ganz Deutschland, aber auch in den anderen gegenwärtigen Mitgliedsländer der EU.

Mit Zaudern und Zagen hätten die Väter der Europäischen Integration den so wichtigen und erfolgreichen Prozess vor fast 50 Jahren auch nicht in Gang gekriegt.

Für einen vernünftigen Europakurs werden die Liberalen mehr denn je gebraucht – im Bund und in Europa. 

Offenheit, Toleranz und europäische Integration – das ist unser Credo!

Um die liberale Stimme in Europa in Zukunft noch stärker hörbar zu machen, brauchen wir eine starke F.D.P. in Deutschland – und auch in den Bundesländern, weil das die Grundlage ist für einen Erfolg bei der nächsten Bundestagswahl.

Auch deshalb ist die Landtagswahl in Baden-Württemberg am 25. März von so zentraler Bedeutung.

